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Anfechtung der Vaterschaft, Kostenvorschuss und Kostenüberwälzung 
Sachverhalt

Der Vater hat das Kind anerkannt, im Wissen nicht der biologische Vater zu sein. Die Eltern waren nie verheiratet. Die Mutter hat dem 4-jährigen Kind bereits gesagt, der Vater sei nicht der Vater... (ihr ist bekannt, wer der biologische Vater sei, was dieser nicht grundsätzlich abstreitet, aber bisher nicht bereit war, sich zu irgendetwas zu verpflichten). Der rechtliche Vater möchte nun die Vaterschaft aufheben lassen und ist (auf meinen Rat hin) an die VB gelangt. Diese hat mich beauftragt, die Interessen des Kindes zu prüfen und gegebenenfalls eine einvernehmliche Lösung, sprich Neuregelung der Vaterschaft anzustreben. Vom Kindsvater wurde zur Sicherstellung ein Kostenvorschuss von Fr. 2'000.-- verlangt. Davon sollen die Kosten für die Abklärungen (Fr. 50.--/Std.) und der Aufwand der Vormundschaftsbehörde gedeckt werden.

Frage: ist es rechtlich i.O., dass der Kindsvater in Form eines Kostenvorschusses für die Abklärungen aufkommen muss? Meiner Ansicht nach können vormundschaftliche Kosten normalerweise bei der Führung eines Mandates in Rechnung gestellt werden und üblicherweise nicht nach Stundenaufwand.

Erwägungen

1. Wurde das Kind anerkannt, kann diese Anerkennung durch den Anerkennenden später nur angefochten werden, wenn er das Kind unter dem Einfluss einer Drohung mit einer nahen und erheblichen Gefahr für das Leben, die Gesundheit, die Ehre oder das Vermögen seiner selbst oder einer ihm nahe stehenden Person oder in einem Irrtum über seine Vaterschaft anerkannt hat (Art. 260a Abs. 2 ZGB). Da im vorliegenden Fall kein solcher Grund vorliegt, fällt die Anfechtung der Anerkennung durch den Anerkennenden ausser Betracht.

2. Andererseits steht die Anfechtung der Anerkennung jedermann, der ein Interesse hat, zu, namentlich der Mutter und dem Kind (Art. 260a Abs. 1 ZGB). Für die Mutter des vierjährigen Kindes ist die einjährige Anfechtungsfrist im vorliegenden Fall offensichtlich verwirkt (Art. 260c  Abs. 1 ZGB), sodass nur noch die Anfechtung durch das Kind zur Diskussion steht, welchem diese Möglichkeit bis zum 19. Altersjahr offen steht (Art. 260c Abs. 2 ZGB).

3. In der Fragestellung wird die Möglichkeit angesprochen, eine einvernehmliche Lösung, sprich Neuregelung der Vaterschaft, anzustreben. Das ist „einvernehmlich“ nicht möglich. Die Anfechtung der Anerkennung kann nur prozessual erfolgen (Art. 260a ZGB). Gütlich kann nur das Abstammungsgutachten zustande gebracht werden, und später nach durchgeführtem Aberkennungsprozess die Anerkennung durch den biologischen Vater (Art. 260 Abs. 3 ZGB).

4. Ist das Kind urteilsfähig, so übt es das Klagerecht selbständig aus, andernfalls (wie vorliegend) ist ihm ein Vertretungsbeistand gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB beizuordnen (Hegnauer, Grundriss Kindesrecht, N 8.10 unter Hinweis auf 6.07; Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 91 zu Art. 392 ZGB). Dabei hat die Vormundschaftsbehörde vor Errichtung der Vertretungsbeistandschaft zu prüfen, ob die Anfechtung im Interesse des Kindes liege M. Stettler, Schweizerisches Privatrecht, Bd, III/2 S. 202 und 180). Dies erfolgt durch die Abwägung, ob die Anfechtung des Kindesverhältnisses oder dessen Fortdauer für das Kind vorteilhafter sei (BGE 121 III 1, 4 E. 2.c; B. Sager, Die Begründung des Kindesverhältnisses zum Vater durch Anerkennung und seine Aufhebung, Zürcher Studien zum Privatrecht, S. 145; ). Massgebliche Gesichtspunkte sind hier die in Frage stehenden psychosozialen Beziehungen zu Register-  beziehungsweise biologischem Vater, Verwandtschaftsbeziehungen, bestehende Unterhaltsverpflichtungen, sozialversicherungsrechtliche Absicherung, erbrechtliche Anwartschaften usw (ZVW 1988 S. 101 f.). 

5. Es liegt in der Regel nicht im Interesse des Kindes, die Anerkennung anzufechten, wenn nicht die Gewissheit besteht, dass das aufzulösende durch ein neues väterliches Kindesverhältnis ersetzt werden kann. Zum Interessennachweis gehört deshalb regelmässig der möglichst schon schlüssige Beweis der tatsächlichen Vaterschaft, welcher beispielsweise mittels aussergerichtlichem erbbiologischen Gutachten erbracht werden kann. In besonders vertrauenserweckenden Konstellationen mag man sich mit der Befragung der Mutter, welche im Zivilprozess auch als Zeugin angerufen werden kann, begnügen. Solange diese Gewissheit nicht vorliegt, bleibt es fraglich, ob es im Interesse des Kindes liege, die Anerkennung anzufechten.

6. Damit hat der Anerkennende, wenn er eine Anfechtung der Vaterschaft durch das Kind anstrebt, ein erstrangiges Interesse, die nötige Gewissheit herbeizuführen, dass ein anderer Mann Vater des fraglichen Kindes ist. In der Praxis wird deshalb zwischen ihm und dem biologischen Vater meist unter Vermittlung der Vormundschaftsbehörde vor Errichtung der Vertretungsbeistandschaft eine Übereinkunft über die Bevorschussung von Begutachtungskosten getroffen. Dagegen vermag die Vormundschaftsbehörde nicht, den zu beklagenden Vater anzuhalten, einen Kostenvorschuss zu bezahlen, es sei denn, das kantonale Verfahrensrecht sehe solches vor. Im hier in Frage stehenden Kanton Bern ist die Verordnung über die Gebühren und Entschädigungen der Vormundschaftsbehörden (BSG 213.361) massgeblich. Sie erlaubt es nicht, im Rahmen des Verfahrens um Errichtung der Vertretungsbeistandschaft einen nicht Verfahrensbeteiligten anzuhalten, Kostenvorschuss zu leisten. Die Gebühren für die Anordnungen und für Massnahmen im Adoptions- und Kindesrecht (Art.  264-327 ZGB) richten sich nach Art. 29 lit. f in Verbindung mit Art.  1 und 3 kantonale Gebührenverordnung in Vormundschaftssachen). Demnach können, soweit es die Umstände ausnahmsweise rechtfertigen, Fr. 20-260 Fr. Gebühren für das gesamte Verfahren erhoben werden.

7. Diese Feststellungen müssen auch gelten, wenn sich die Vormundschaftsbehörde im Rahmen des Verbeiständungsverfahrens dazu entschliesst, eine verfahrensleitende Verfügung zu erlassen und den Präsumtivvater zu einem erbbiologischen Gutachten aufzubieten, dessen Resultat es erlaubt, das Kindesinteresse an der Anfechtung besser beurteilen zu können. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass es umstritten ist, ob eine derartige Verfügung durchsetzbar wäre, weil Art. 254 Ziff. 2 ZGB (Mitwirkungspflicht Dritter) sich nur auf den Statusprozess, nicht aber auf das Verbeiständungsverfahren bezieht.

8. Anders verhält es sich mit der Entschädigung des Beistandes. Diese richtet sich nach Art. 9  der Gebührenverordnung. Nach herrschender Lehre gehört sie zu den Verfahrenskosten des Statusprozesses, sind vom Gericht festzulegen und von diesem auf die Parteien zu verlegen (Berner Kommentar C. Hegnauer, N 42 zu Art. 276 ZGB; D. Freiburghaus, Auswirkungen der Scheidungsrechtsrevision auf die Kinderbelange und die vormundschaftlichen Organe, in ZVW 1999 S. 148 Ziff. 6.1.). Der Beistand kann demnach, sofern die Vertretungsbeistandschaft errichtet und der Beistand gemäss Art. 421 Ziff. 8 ZGB zur Prozessführung ermächtigt worden ist, dem Gericht einen Antrag um Parteientschädigung einreichen. Es bleibt aber diesem überlassen, diese festzulegen (zur bundesgerichtlichen Praxis hinsichtlich einer unentgeltlichen Prozessvertretung und der Konsequenzen über die Kostentragung durch das Gemeinwesen vergleiche BGE 5P.207/2003 vom 7.8.2003 in ZVW 2003 S. 440 ÜR 53-03).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 5. Juni 2004
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